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1.
Der Nationale Aktionsplan zur Gleichstellung von Frauen und Männern in Luxemburg 
1.1
Die Grundlagen des Nationalen Aktionsplans

Der Nationale Aktionsplan zur Chancengleichheit von Frauen und Männern, mit einer Laufzeit von knapp drei Jahren (bis zum 31.12.2008), wurde im Februar 2006 von der Regierung Luxemburgs beschlossen. Im Juni 2006 hat das Ministère de l'Égalité des chances des Großherzogtums Luxemburg Gitte Landgrebe S.à.r.l, Wasserbillig, mit der Evaluation des Nationalen Aktionsplans beauftragt. Im Abschlussbericht werden die Ergebnisse der externen Evaluation zusammengefasst. Im Materialband zum Abschlussbericht sind die zentralen Evaluationsdokumente mit detaillierten Ergebnissen und Beispielen von "Good Practice" aus verschiedenen Ministerien enthalten.

Einbindung in die internationale Gleichstellungspolitik

Der Nationale Aktionsplan zur Gleichstellung von Frauen und Männern im Großherzogtum Luxemburg ist in die Strategien der internationalen Gleichstellungspolitik der Vereinten Nationen und der Europäischen Union eingebunden. Dazu gehören:

· die Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW), 
· der Amsterdamer Vertrag der Europäischen Union von 1997
· die internationalen Vereinbarungen im Schlussdokument der 4. UN-Weltfrauen-konferenz in Peking,

In den im Rahmen der Umsetzung der Lissabon-Strategie
 formulierten nationalen Plänen für Innovation und Vollbeschäftigung und nachhaltige Entwicklung sowie im nationalen Aktionsplan zur Bekämpfung der Armut und der Förderung sozialer Integration ist die Gleichstellung der Geschlechter ebenfalls als Zielsetzung enthalten. Im Europäischen Pakt für die Gleichstellung der Geschlechter in der Arbeitswelt (2006), der "Roadmap zur Gleichstellung von Frauen und Männern" der Kommission (2006) hat die Europäische Kommission den Gleichstellungsauftrag bekräftigt. Die Mitgliedsstaaten werden aufgefordert, in ihren Berichten über die Durchführung ihrer nationalen Reformprogramme auch auf die Perspektive der Gleichstellung der Geschlechter einzugehen. Die nationale Grundlage für den Gleichstellungsplan ist in der Verfassung verankert (Artikel 11, 2006). Danach hat die Regierung aktiv die Gleichstellung von Frauen und Männern zu fördern und bestehende Hindernisse zu beseitigen.

Bündelung aller gleichstellungspolitischen Vorhaben der Regierung
Mit der Auflage des Nationalen Aktionsplans hat die Regierung Luxemburgs ihre Gleichstellungspolitiken gebündelt und verstärkt. Das CEDAW Komitee hat die Strategie mit der Umsetzungsstruktur und den Maßnahmen der einzelnen Ministerien in der Kommentierung des 5. Berichtes der Regierung von Luxemburg zum Stand der Beseitigung der Diskriminierung von Frauen in Luxemburg positiv aufgegriffen und die Bedeutung des Plans für die Gleichstellung von Frauen und Männern unterstrichen. 
Ziele des Plans sind die weitergehende Durchsetzung der Gleichstellung von Frauen und Männern in Luxemburg und der Abbau der Diskriminierung von Frauen in allen Lebensbereichen. In seiner Vorgehensweise ist der Aktionsplan orientiert an der Doppelstrategie zur Umsetzung der Gleichstellung zwischen den Geschlechtern. Das Ziel ist die Integration von Gleichstellung mit der Strategie des Gender Mainstreaming in alle politischen Maßnahmen, einschließlich der Gesetzgebung. Hier ist der Plan dem Top-Down Ansatz verpflichtet. Danach sind die politischen und die fachlichen Führungskräfte des Staatswesens im Rahmen der Wahrnehmung ihrer Führungsverantwortung zuständig für die Vermittlung und für die Umsetzung von Gender Mainstreaming auf allen Ebenen. Die Regierung hat dem Prinzip Rechnung getragen und hat in der Regierungserklärung 2004 die Gleichstellung von Frauen und Männern als einen Schwerpunkt der Politik für die neue Legislaturperiode festgelegt. Außerdem wird durch gezielte Maßnahmen die Diskriminierung von Frauen abgebaut und ihre Gleichstellung gefördert. 
Die Maßnahmen im Aktionsplan wurden in 12 Themenbereichen zusammengefasst, die die Plattform von Peking als Umsetzungsbasis haben. Für sie wurden Indikatoren festgelegt, Interventionen geplant, umgesetzt und ihr Erfolg gemessen. 

1.2 Organisation und Koordination der Umsetzung des Nationalen Aktionsplans
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	Die Zuständigkeit für die Umsetzung des Nationalen Aktionsplanes liegt bei der Regierung insgesamt. Mit der interministeriellen Koordinierung und Steuerung wurde der Interministerielle Ausschuss für die Gleichstellung von Frau und Mann (Comité interministériel de l’égalite entre femmes et hommes - C. I.) beauftragt. Für die konkrete Planung und Umsetzung der im Aktionsplan festgelegten Maßnahmen waren die jeweils fachlich zuständigen Ministerien verantwortlich. Innerhalb der Ministerien wurde eine Genderkompetenzzelle (Ministères cellules de compétences en genre) gebildet. 




Federführend für die Koordinierung der Aktivitäten des Aktionsplans war das Ministère de l'Égalité des chances. Dem Ministerium oblagen gleichzeitig die Geschäftsführung des Interministeriellen Ausschusses und die Zusammenarbeit mit dem mit der Evaluation beauftragten externen Unternehmen.
Zielgruppen der Evaluation waren daher neben dem Ministerium für Chancengleichheit der Interministerielle Ausschuss für die Gleichstellung von Frau und Mann und die Genderkompetenzzellen der Fachministerien.
2.
Schwerpunkte und Methoden der externen Evaluation 

Themenschwerpunkte 

Die Evaluation der Umsetzung des Aktionsplanes hatte zwei Themenschwerpunkte:

· die jährliche Auswertung des Standes der Umsetzung der Maßnahmen (Kap. 3) und
· eine Auswertung von fünf Themenbereichen, die vorab definiert worden waren: 
· Chancen, Potenziale und/oder Hindernisse bei der Einführung der Strategie des Gender Mainstreaming in die politische und fachliche Arbeit der Regierung (Kap. 4),
· zentrale Entscheidungsbereiche für die Integration der Geschlechterdimension (Kap. 5),
· die am besten geeigneten Instrumente und Methoden (Kap. 6),
· Entscheidungs- und Umsetzungsstrukturen für die Gleichstellungspolitik für Frauen und Männern (Kap. 7),
· vorbildliche Vorgehensweisen und Methoden (Best Practices) des Transfers und/oder der Verallgemeinerung (Kap. 8 und 9).
Arbeitsformen und Methoden 

Die Evaluierung war praxisbezogen und responsiv angelegt, so dass die Ergebnisse zeitnah zur Steuerung der Umsetzung des Nationalen Aktionsplanes genutzt werden konnten.

Methoden der Evaluierung waren u.a.:

· Teilnahme an Sitzungen im Ministère de l'Égalité des chances, dem Comité Interministériel und einmal jährlich an der Genderkompetenzzelle der Ministerien.

· Entwicklung und Einsatz von Evaluationsmethoden zur Bewertung, Kontrolle und Steuerung der Umsetzung des Nationalen Aktionsplanes, insbesondere die Entwicklung und Vereinbarung von struktur- und prozessbezogenen Indikatorensets.

· Gespräche mit Expertinnen und Experten, z.B. vom Service central de la statistique et des etudes économiques (STATEC), Syndicat des villes et des communes luxembourgeoises (SYVICOL), Chambre de Commerce und der Chambre des Métiers oder vom Institut national d'administration publique (INAP).

· Dokumentation, Evaluation und Berichterstattung in Form von zwei Zwischen- und einem Endbericht.

· Analyse der Grundlagen des Gender Mainstreaming, Analyse der Bedingungen von Verfahren und Organisation effektivem, geschlechterbezogenem und gleichstellungsorientiertem Verwaltungshandeln, einschließlich internationaler Recherchen.
Evaluierungsplan und Methoden wurden mit dem Ministère de l'Égalité des chances und im Comité Interministériel abgestimmt. 
3.
Umsetzung der Maßnahmen des Nationalen Aktionsplans
3.1
Zuordnung der Maßnahmen zu zentralen Entscheidungsbereichen
Die Maßnahmen des Aktionsplans wurden systematisch den zentralen Entscheidungsbereichen des Regierungshandelns zugeordnet. Das sind:
· Der Bereich Interne Steuerung, hierzu gehören alle Maßnahmen zur Modernisierung und Optimierung der internen Organisationsstrukturen und Arbeitsabläufe. Zielgruppen für die Aktivitäten in diesem Bereich sind die Beschäftigten selbst und ihre Arbeitsbedingungen. Beispiele im Nationalen Aktionsplan sind die Einrichtung von Genderkompetenzzellen in allen Ministerien oder die Fortbildung der Beschäftigten. 

· der Bereich Externe Steuerung mit dem Aufgabenbereich Rechtsetzung. Das zentrale Mittel der externen Steuerung ist die Gesetzgebung, an der die Regierung maßgeblichen Anteil hat. Außerdem gehört dazu der Erlass von Réglements grand-ducaux. Die Aktivitäten in diesem Bereich sind an die parlamentarischen Gremien und an die Öffentlichkeit adressiert. Beispiele im Nationalen Aktionsplan sind die Verankerung der Gleichstellung in Gesetzestexten von allgemeiner Tragweite im Themenbereich "Erziehung und Bildung“ oder das Gesetz zur Bekämpfung des Menschenhandels im Themenbereich "Umsetzung der Grundrechte“.

· Der Bereich Aktivierung Dritter mit Öffentlichkeitsarbeit, Förderprogrammen und Förderinstrumenten. Dazu gehören alle Maßnahmen und Aktivitäten, die der Staat in der Umsetzung seiner politischen Ziele an Dritte richtet. Die staatlichen Instrumente sind in der Regel finanzielle, manchmal auch immaterielle Anreize. Maßnahmen im Bereich der Aktivierung Dritter zielen immer auf die Beteiligung von gesellschaftlichen Gruppen und Nicht-Regierungsorganisationen. Beispiele im Aktionsplan sind Kampagnen zur Sensibilisierung unterschiedlicher gesellschaftlicher Zielgruppen.

Die Aktivitäten der Ministerien im Rahmen des Nationalen Aktionsplans wurden unter Berücksichtigung der jeweils unterschiedlichen Ziele und Zielgruppen des Regierungshandelns evaluiert. 

3.2 Umsetzung der fachlichen Maßnahmen
Die tabellarische Auflistung der fachlichen Maßnahmen des Aktionsplans enthält am Ende der Laufzeit des Aktionsplanes noch 97 Maßnahmen. Eine differenzierte Darstellung nach Ministerien geordnet, befindet sich im Materialband. Alle Maßnahmen wurden zudem nach dem Stand ihrer Umsetzung ausgewertet:
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Danach sind in der Laufzeit des Planes von knapp drei Jahren mehr als 80% der Maßnahmen in der Umsetzungsphase, entweder begonnen und in Ansätzen umgesetzt (39%), "vollständig umgesetzt“ (21%) oder "vollständig umgesetzt und bereits evaluiert“ (21%). Insgesamt 12% der Maßnahmen wurden dagegen noch nicht begonnen. In mehr als der Hälfte der Ministerien haben sich Frauen und Männer gleichermaßen an der Umsetzung der Maßnahmen beteiligt.
Umsetzung der Maßnahmen in den drei Entscheidungsbereichen

Der Stand der Umsetzung wurde außerdem nach der Zugehörigkeit der Maßnahmen zu den drei Entscheidungsbereichen ausgewertet. Damit kann die unterschiedliche Komplexität der Maßnahmen abgebildet werden. So sind Maßnahmen mit dem Ziel, Strukturen innerhalb der Verwaltung zu verändern (Bereich Interne Steuerung) oder die Vorbereitung von Gesetzen, z. B. zur Bekämpfung des Menschenhandels, langwieriger in ihrer Umsetzung als Förderung von Fortbildung für Kandidatinnen und Politikerinnen (Bereich Aktivierung Dritter). 
Darüber hinaus waren Maßnahmen in den Aktionsplan einbezogen, an deren Umsetzung permanent im Sinne von "Work in Progress" gearbeitet wird, z. B. die Einführung von Gender Mainstreaming in den Nationalen Aktionsplan zur Bekämpfung von Armut und der Förderung sozialer Integration. Sie wurden jeweils mit "begonnen und in Ansätzen umgesetzt" bewertet. 

Die höchste Bearbeitungs- und Umsetzungsquote haben mit 87% Maßnahmen im Entscheidungsbereich “Aktivierung Dritter“, die geringste Umsetzungsquote mit 70% die Maßnahmen im Entscheidungsbereich “Interne Steuerung“. Von den 13 Maßnahmen im Bereich Externe Steuerung wurde für eine (politisch) entschieden, dass sie in dieser Legislaturperiode nicht weiter verfolgt wird (Integration aller Gleichstellungsgesetze; 6. 6 im Themenbereich Ökonomie). Die Maßnahme Gleichstellung in der Krankenversicherung - Mutterschaft (3.5 im Themenbereich Gesundheit) wurde in der Schlussauswertung vom zuständigen Ministère de la Santé nicht bewertet. Tatsächlich sind daher fast alle Gesetze, die geplant worden waren, auch auf den Weg gebracht worden, bzw. noch in der administrativen Bearbeitung.

Verteilung der Maßnahmen in den drei Entscheidungsbereichen nach dem Stand ihrer Umsetzung 

	Stand der Umsetzung
	alle Maßnahmen
	Bereich interne Steuerung
	Bereich externe Steuerung
	Bereich Aktivierung Dritter

	
	Anzahl der
Maßnahmen
	Anzahl der Maßnahmen
	Anzahl der Maßnahmen
	Anzahl der Maßnahmen

	
	absolut
	in %
	absolut
	in %
	absolut
	in %
	absolut
	in %

	noch nicht begonnen
	12
	12
	8
	27
	2
	16
	2
	4

	für 2008 noch geplant
	6
	6
	1
	3
	0
	0
	5
	9

	begonnen und in Ansätzen umgesetzt
	38
	39
	12
	40
	4
	31
	22
	41

	vollständig umgesetzt
	20
	21
	5
	17
	3
	23
	12
	22

	vollständig umgesetzt, für weitere Vorhaben ausgewertet und genutzt
	20
	21
	4
	13
	3
	23
	13
	24

	Stand der Umsetzung nicht bewertet
	1
	1
	0
	0
	1
	8
	0
	0

	Summe
	97
	100
	30
	100
	13
	101*
	54
	100


* Aufgrund von Rundungen ergeben sich 101%.

Sechs Maßnahmen sollten noch im Jahr 2008 begonnen werden. Dazu gehören u. a. die Sensibilisierung von Kunden und die Auflage eines mehrsprachigen Informationsinstrumentes für Frauen (zwei Maßnahmen im Rahmen der Aktionen gegen Frauenhandel). Diesen Maßnahmen sollen die Ergebnisse der Studie zur Prostitution aus dem Jahr 2007 zugrunde gelegt werden. Die Förderung von Kandidatinnen und Politikerinnen für die nächste Legislativwahlen in 2009 beginnt Ende 2008 (eine Maßnahme im Themenbereich “Partizipation“). 

Die acht Maßnahmen im Entscheidungsbereich “Interne Steuerung“
, mit deren Umsetzung nicht begonnen wurde, können in zwei Gruppen gebündelt werden: 
· Maßnahmen zur Fortbildung der Beschäftigten und zur Organisationsentwicklung. Das sind z. B. spezifische Bildungsmaßnahmen zur proaktiven Sensibilisierung von Personal der Magistratur, Polizei und Strafanstalten sowie die Berücksichtigung der Gleichstellung bei der Redynamisierung und Optimierung der Arbeitsverwaltung. 
· Komplexe inhaltliche Maßnahmen, in die die Gleichstellung von Frauen und Männern bereits in der Konzeptionsphase integriert werden sollten. Das sind z. B. die geschlechtsspezifische Analyse des öffentlichen Verkehrsangebotes (ÖNPV) sowie die Einführung von Gender in Schulentwicklung und in die Evaluation der Schulqualität. 
Die Unterschiede, die in den drei Entscheidungsbereichen zu beobachten sind, beruhen auf den jeweils unterschiedlichen Zielen und Zielgruppen der Maßnahmen. So gilt die Verwaltungsmodernisierung, der Kern des Entscheidungsbereiches “interne Steuerung“, zu der die Implementierung von Gender Mainstreaming nachhaltig beitragen kann
, als langwierig und schwierig. Dabei geht es nicht nur um die Veränderung von Organisationsstrukturen und Arbeitsabläufen. Auch die Beschäftigten müssen in den Prozess eingebunden und beteiligt werden. Maßnahmen zur Aktivierung Dritter lassen sich dagegen leichter realisieren, weil die jeweils zuständigen Ministerien mit einem originären fachpolitischen Auftrag initiativ werden können. 
Zusammenfassung

Insgesamt kann als Ergebnis der Evaluation festgehalten werden, dass die Bearbeitung der fachlichen Maßnahmen des Aktionsplans weitgehend erfolgreich war, auch wenn noch nicht alle Maßnahmen abgeschlossen sind. Ein Grund dafür liegt darin, dass die Laufzeit des Aktionsplans von kaum drei Jahren knapp bemessen war, für die etwa 40% der Maßnahmen, die begonnen wurden, aber erst in Ansätzen umgesetzt werden konnten. Deren vollständige Umsetzung und Evaluierung steht daher nach Beendigung des Aktionsplans noch an. 
3.3
Umsetzung der Strukturmaßnahmen

Der Aktionsplan enthielt für alle Ministerien eine Reihe von Strukturmaßnahmen. Die Evaluation in diesem Schwerpunkt war gerichtet auf die Wirkungen der Maßnahmen nach innen, insbesondere auf:

· die Umsetzung des Top-Down-Ansatzes, d. h. dem Engagement der Entscheidungsträger und aller Führungskräfte, 

· die Einführung von verbindlichen Organisationsstrukturen oder klaren Zuständigkeiten. Dazu gehören die Einrichtung einer Genderkompetenzzelle, die Mitarbeit im Comité Interministériel und die Regelung von Funktionen, Aufgaben und Entscheidungskompetenzen in Bezug auf die Umsetzung des Aktionsplans,
· das Aufstellen eines mehrjährigen Arbeitsplanes zur Gleichstellung von Frauen und Männern im Ministerium,

· die Einführung einer zielorientierten Fortbildung,

· die Bereitstellung von Ressourcen wie Zeit, Geld oder externen Experten/innen.

Alle Ministerien hatten sich außerdem verpflichtet, eine geschlechterspezifische Statistik für ihren Zuständigkeitsbereich zu entwickeln. 

Zur Messung des Standes der Umsetzung wurde 2006 ein Set von struktur- und prozessbezogenen Indikatoren entwickelt und im Comité Interministériel abgestimmt. Die Indikatoren waren orientiert an dem im Nationalen Aktionsplan vereinbarten Leitprinzip "Gender Mainstreaming in vier Schritten“ und der Top-Down Strategie. Sie wurden in fünf Themenbereiche zusammengefasst und darin jeweils weitergehend differenziert. Mit Hilfe dieser Checkliste wurde der Stand der Umsetzung der Strukturmaßnahmen 2007 und 2008
 gemessen.
Gleichstellung als Führungsaufgabe

Die Gleichstellung von Frauen und Männern in allen Politikbereichen wurde noch nicht in allen Ministerien als Führungsaufgabe angenommen. Zwar sind Zuständigkeit und Verantwortung für die Umsetzung des Nationalen Aktionsplanes in mehr als der Hälfte der Ministerien geregelt, aber die Entscheidungsträger und die Führungskräfte selbst verfügen noch nicht genügend über das strategische Wissen zu Gender Mainstreaming. Außerdem lassen sich nur etwa die Hälfte der Entscheidungs- und Führungskräfte regelmäßig über die Erkenntnisse aus dem Comité Interministériel unterrichten.
Die verpflichtende Einbindung der Entscheidungsträger in die Umsetzung des Nationalen Aktionsplans war in der Vorlage des vom Ministère de l'Égalité des chances ausgearbeiteten großherzoglichen Regelements vorgesehen, wurde jedoch im Ministerrat (Februar 2006) abgelehnt.
Organisation und Zuständigkeit

Die Genderkompetenzzellen waren mit Ausnahme des Ministère de la Santé in allen Ministerien eingeführt. In einigen Ministerien wurden die Aufgaben der Kompetenzzelle den bestehenden Führungsgremien übertragen. In anderen wurden Gender Kompetenzzellen eigens eingerichtet. In etwa der Hälfte der Ministerien sind auch weibliche und männliche Führungskräfte vertreten
. In einigen Ministerien gehörten nur die beiden Mitglieder des Comité Interministériel der Genderkompetenzzelle an. 
Die Teilnahme am C.I. war in zwei Dritteln der Ministerien sichergestellt, in den übrigen Ministerien konnte das bisher kaum bzw. noch nicht gewährleistet werden. 
Personalentwicklung

In fast allen Ministerien wurden im Personalwesen die sozialen Verpflichtungen (z.B. Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Wahrnehmung politischer Mandate, Pflege von Familienangehörigen) der Beschäftigten berücksichtigt. Dagegen war Gender Mainstreaming noch nicht in die Fortbildungsplanung der Ministerien integriert. Genderkompetenz ist daher bisher nicht bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Ministerien vorhanden. Auch haben nur wenige Fortbildungsaktivitäten ausgewertet und intern kommuniziert. Eine systematische Fortbildungsplanung als Instrument der Personalentwicklung ist somit in den Ministerien von eher geringer Bedeutung.
Methode der 4 GM Schritte 
	Die 4 Schritte


	Analyse
	Wahrnehmung und Analyse der Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern

	Ziele
	Formulierung und Festlegung von konkreten und überprüfbaren Zielen

	Umsetzung
	Bestimmung der Maßnahmen, die zur Erreichung der Ziele führen sollen

	Evaluierung
	Evaluierung der Resultate an Hand von vorher bestimmten Indikatoren


Die Methode der 4 GM Schritte, die dem kontinuierlichen Verbesserungsprozess von allen Qualitätsmanagementmodellen entsprechen, wurde in der Mehrheit der Ministerien bei der Durchführung von Maßnahmen noch nicht angewandt. Zum einen hatten nur wenige der Beschäftigten während der Laufzeit des Aktionsplanes ein Praxistraining besucht, in dem die Methode der 4 GM Schritte konkret vermittelt wurde. Zum anderen erscheint vielen dieses umfassende und systematische methodische Vorgehen aufgrund von fehlenden zeitlichen Ressourcen kaum durchführbar. 
Arbeitsplan und Statistiken

Ein Arbeitsplan zur Gleichstellung von Frauen und Männern wurde nur in drei Ministerien vorgelegt, wobei der Aktionsplan mit seinen Maßnahmen selbst bereits als ein Arbeitsplan gilt. Geschlechterspezifische Statistiken, obschon in der Regierungserklärung vom 04. August vorgesehen, liegen in acht Ministerien vor, in zwei sind sie geplant, in neun Ministerien wurde mit der Arbeit daran noch nicht begonnen. Jedoch werden die geschlechtsdifferent erhobenen Daten nicht immer systematisch ausgewertet bzw. daraus Handlungskonsequenzen abgeleitet.
Ressourcen

Externe Expertinnen und Experten wurden zur Unterstützung bei der Umsetzung des Aktionsplans bisher von acht Ministerien herangezogen. Zusätzliche zeitliche Ressourcen wurden in einem Drittel der Ministerien eingeplant
. 

Nachhaltigkeit und Öffentlichkeitsarbeit
In der Mehrheit der Ministerien wurde darauf geachtet, dass Sprach- und Kommunikationsformen nach außen geschlechtersensibel sind. Die Umsetzung und Anwendung von Ergebnissen der Maßnahmen ist bisher nur in weniger als der Hälfte der Ministerien geregelt. Veröffentlicht werden die Ergebnisse bisher von nur wenigen Ministerien. Auch in den Jahresberichten finden sie nur in einzelnen Ministerien Berücksichtigung. Aus etwa der Hälfte der Ministerien wurde berichtet, dass Gender Mainstreaming Teil ihrer Öffentlichkeitsarbeit ist. 
Zusammenfassung

Als Ergebnis der Evaluation kann festgehalten werden, dass nahezu alle Ministerien an der Umsetzung der im Aktionsplan und durch Regierungsbeschluss verbindlich vereinbarten Strukturmaßnahmen gearbeitet haben. Die Integration von Gender Mainstreaming in den Ministerien ist jedoch noch nicht umfassend gelungen. Als ein zentraler Grund hierfür gilt die bisher unzureichende sichtbare Unterstützung durch Führungskräfte, d. h. die mangelnde Umsetzung des im Aktionsplan postulierten Top-Down-Prinzips. Ein weiterer Grund kann in der unzureichenden Fortbildung der Beschäftigten verortet werden. Allerdings waren die Ministerien, die sich auch mit fachlichen Maßnahmen am Aktionsplan beteiligt haben, in einigen Bereichen auch bei den Strukturmaßnahmen schon erfolgreicher. Weiter wurde in den Evaluierungsgesprächen immer wieder auf Arbeitsbelastung als eine  Erschwernis für die Einführung von Gender Mainstreaming hingewiesen. Bei der Beschreibung von Herausforderungen, die als Hindernisse für die Umsetzung des Aktionsplans gelten können, wurden vor allem strukturelle Aspekte genannt. 

Bemerkenswert ist die relativ geringe Präsenz der Arbeit am Aktionsplan in der Öffentlichkeit. Das bedeutet, dass die Zivilgesellschaft, an die die Gleichstellungspolitik der Regierung adressiert wird, in Umsetzung und Diskussion der Erfahrungen daraus noch stärker einzubeziehen ist. Als ein strukturelles Hindernis wurde daher auch gesehen, dass die politische Wirkung des Aktionsplans zu wenig kommuniziert wurde. 
4.

Chancen und Potenziale von Gender Mainstreaming und Hindernisse für die Implementierung

Die Modernisierung der Verwaltung ist international ein Thema. Gefordert werden Formen der "good governance". Mit "good governance" wird insbesondere auf zielgruppendifferenzierte Arbeit und das Instrument der Folgenabschätzung aller Maßnahmen gesetzt. Insofern ist die Strategie Gender Mainstreaming mit der Orientierung auf effizienteres, insbesondere zielgruppendifferenziertes und nachhaltig wirkendes Handeln Teil der Modernisierung von Regierungshandeln
. Dazu tragen vor allem zwei Faktoren bei:

· Die Qualität von staatlichem Handeln wird erhöht. Das wird erreicht durch eine geschlechtsspezifische Zielgruppendifferenzierung in der Planung und Umsetzung von Maßnahmen. Bedürfnisse und Lebenssituationen von Frauen und Männern unterschiedlicher Altersgruppen, ethnischer Herkunft oder Bildungsgruppen und in unterschiedlichen Lebenssituationen werden systematischer und genauer erfasst.
· Starre und unproduktive Arbeitsstrukturen und –kulturen werden durch das Aufbrechen von geschlechtsspezifischen Monokulturen und durch die gleichmäßige Repräsentation von Frauen und Männern schneller und besser überwunden.
· Nach internationalen Erfahrungen sind weitere Vorteile und Effekte: 

· eine weitergehende Systematisierung von Routinen und Arbeitsabläufen,

· die genauere Kenntnis der Wirkungsbedingungen des Regierungshandelns, auch im Hinblick auf seine mittelbaren Folgen, 

· der Gewinn an Wissen um “Gender“ als einer wichtigen Strukturkomponente der Gesellschaft.
· Als ein zentrales Hindernis für die Einführung der Gleichstellungsstrategie Gender Mainstreaming gelten nach internationalen Erfahrungen Akzeptanzprobleme bei den Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung. Zu ihnen gehören u. a.:

· die Gleichsetzung von "Gender Mainstreaming" mit "Frauenpolitik" bzw. "Frauenförderung". Das führt dazu, dass die Beschäftigten in den Ministerien ihre Zuständigkeit, Gleichstellung im Rahmen ihrer fachlichen Arbeit umzusetzen, nicht erkennen,
· die Angst vor Überforderung bei nicht ausreichender Unterstützung durch die Leitung und wegen vorhandener oder vermuteter Wissensdefizite,

· Stereotypisierungen der Geschlechterrollen, Vorurteile und fehlende Reflexion des Geschlechterverhältnisses in der Gesellschaft einschließlich einer unbewussten systematischen geschlechtsspezifischen Verzerrung (Gender Bias) als grundlegende Wahrnehmungsstruktur.
Ergebnisse der Evaluation

Der Nationale Aktionsplan blieb während der gesamten Laufzeit in seiner Substanz erhalten. In einigen Ministerien wurden einzelne Maßnahmen geändert oder gestrichen, bzw. die Zuständigkeit neu geregelt, z. B. in den Ministerien de l'Économie et du Commerce extérieur, de l'Égalité des chances und de l'Environnement. In anderen Ministerien wurden Maßnahmen neu einbezogen, z. B. im Ministère de l'Égalité des chances. In fast allen Ministerien wurde engagiert an der Umsetzung der fachlichen Maßnahmen des Aktionsplans gearbeitet. Dem Thema "Gleichstellung" wird zwar nicht in allen Ministerien die gleiche Bedeutung eingeräumt. Die Beschäftigten aber, die sich für die gleichstellungspolitischen Aspekte ihrer Arbeit engagieren, beteiligen sich auch aktiv an der Umsetzung von Maßnahmen. Dies kann als Chance und Potenzial von Gender Mainstreaming gewertet werden.
Damit ist aber zugleich auch ein grundsätzliches Problem charakterisiert: die Umsetzung des Aktionsplans war weitgehend abhängig vom Engagement einzelner Beschäftigter. Das Thema "Gleichstellung" wurde noch nicht von allen als eine Pflichtaufgabe für die öffentliche Verwaltung angenommen. Dies lässt sich vor allem aufgrund der Ergebnisse der Auswertung der Struktur- und Prozessindikatoren festhalten. Als ein zentraler Grund hierfür kann die noch unzureichende Unterstützung von Führungskräften gelten. Deren Sensibilisierung für die geschlechtsspezifische Problematik gilt nach internationalen Erfahrungen als ein zentraler Aufgabenbereich mit hohem Schwierigkeitsgrad. Auch die noch nicht ausreichende Fortbildung aller Beschäftigten und der Mangel an zeitlichen Ressourcen sind von großer Bedeutung. So wurde z. B. Arbeitsbelastung häufiger als eine besondere Erschwernis  für die Einführung von Gender Mainstreaming bzw. die Bearbeitung der Aufgaben des Aktionsplans genannt. 

Darüber hinaus wird gegenwärtig eine systematische Personalentwicklung mit ersten Pilotprojekten in den Ministerien aufgebaut. Die Integration von Gender Mainstreaming durch die Instrumente der Personalentwicklung war daher im Verlauf des Aktionsplans noch nicht möglich. 

Mit der Arbeit an einem mehrjährigen ministeriellen Arbeitsplan zur Gleichstellung von Frauen und Männern wurde in den Ministerien noch kaum begonnen. Mit der Unterstützung von Führungskräften könnte es gelingen, die Erfahrungen aus der Umsetzung der fachspezifischen Maßnahmen in das Alltagshandeln der Beschäftigten zu integrieren. Darüber hinaus könnte jede neue Maßnahme mit der Methode der 4 Schritte bearbeitet werden, entsprechend dem üblichen Projektmanagement, jeweils ergänzt um die Strategie des Gender Mainstreaming.  
Zusammenfassung

Die Bedeutung von Gender Mainstreaming für die Modernisierung der Verwaltung wird bisher möglicherweise unterschätzt, insbesondere in scheinbar "gleichstellungsfernen" Themenbereichen, wie der Infrastrukturpolitik oder der Landwirtschaftspolitik. Tatsächlich könnte jedoch über die Querschnittthemen der Lissabon Strategie, wie "Nachhaltigkeit" oder "Folgeabschätzung" mit der Strategie des Gender Mainstreaming auch "Gleichstellung" mit thematisiert werden. Allerdings erweist sich gerade für diese Bereiche das Fehlen von geschlechtsdifferenziert aufbereiteten Daten und Forschungsergebnissen und fachkompetenten Experten/innen als großes Hindernis
.

5.
Kritische Entscheidungsbereiche

Nach den Ergebnissen der Evaluation beruht der Erfolg des Aktionsplans eher auf der Umsetzung der fachspezifischen Maßnahmen. Weniger bedeutsam für den Erfolg waren dagegen Organisationsentwicklung, die Integration des Themas in das Strategiemanagement oder eine systematische Personalentwicklung, insbesondere die Entwicklung von fachlicher Kompetenz durch Fortbildung der Beschäftigten auf allen Ebenen der Hierarchie. Dennoch waren die Ministerien, die sich mit fachlichen Maßnahmen am Aktionsplan beteiligt haben, auch bei der Umsetzung von Strukturmaßnahmen in einigen Bereichen bereits erfolgreicher. Das lässt auf Synergieeffekte schließen. Die Veränderung von internen Organisationsstrukturen und Arbeitsabläufen im Rahmen der Verwaltungsmodernisierung gilt als langwierig und schwierig. Die Ministerien, die ausschließlich daran arbeiten, können daher weniger schnell erkennbare Ergebnisse präsentieren. Kritische Entscheidungsbereiche sind nach den Ergebnissen der Evaluation:
· Personalentwicklung und
· Fortbildung der Beschäftigten.

5.1
Personalentwicklung
Gender Mainstreaming beruht, wie das gesamte Verwaltungshandeln auf dem Engagement und der Kompetenz der Beschäftigten in der Verwaltung. Gender Mainstreaming und Personalentwicklung sind daher eng miteinander verknüpft.
Zu Personalentwicklung gehören alle an den Aufgaben und Erfordernissen der öffentlichen Verwaltung und am Entwicklungspotenzial der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes orientierten Maßnahmen der:

· Gewinnung von Beschäftigten, ihrer individuellen Förderung, der Förderung ihrer Motivation, der Entwicklung ihres Potenzials und ihrer leistungsgerechten Beurteilung (Kompetenz- und Leistungsbewertung),

· Entwicklung von Führungsverantwortung und einer gleichstellungsorientierten Führungskultur,

· Verbesserung der internen Kommunikation,
· Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie.
In allen Ministerien werden die sozialen Verpflichtungen (z. B. Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Wahrnehmung politischer Mandate, Pflege von Familienangehörigen) bei allen Beschäftigten berücksichtigt. Andere Instrumente und Methoden der Personalentwicklung werden dagegen in Luxemburg erst eingeführt und erprobt. Als Start hat das Ministère de la Fonction publique et de la Réforme administrative 2007 das Manual zu Mitarbeiter/innengesprächen herausgegeben. Das wurde 2007 in verschiedenen Ministerien erprobt. Die Erprobungsphase wurde von einem externen Unternehmen begleitet. Die Perspektive der "Gleichstellung" war bisher jedoch noch nicht integriert. 

Instrumente der Personalentwicklung, wie Mitarbeitergespräche, Zielvereinbarungen oder zur Entwicklung von Führungsverantwortung werden als besonders geeignet eingeschätzt, um Beschäftigte für das Thema Gleichstellung zu sensibilisieren und in den Arbeitsalltag (z.B. durch Zielvereinbarungen) zu integrieren. Diese Instrumente standen während der Laufzeit des Aktionsplans jedoch nur in einigen Ministerien zur Verfügung. Da bei deren Entwicklung die Gleichstellungsperspektive nicht berücksichtigt war, konnten sie nicht in die Evaluation einbezogen werden. 
5.2
Fortbildung
Fortbildung gilt als ein zentraler Entscheidungsbereich der internen Steuerung für die Einführung von Gender Mainstreaming in die Verwaltung. Alle Beschäftigen in der Verwaltung haben den Auftrag, die unterschiedlichen Interessen und Lebenssituationen von Frauen und Männern in der eigenen Arbeit durchgängig zu berücksichtigen, um das Ziel der Gleichstellung von Frauen und Männern effektiv zu verwirklichen. Durch Fortbildung kann die Einstellung der Beschäftigten zur Gleichstellung von Frauen und Männern positiv beeinflusst und damit auch ihr fachliches Handeln in den Ministerien entscheidend verändert werden. Im Aktionsplan waren daher "Formation en genre des acteurs/ actrices“ und "Dévelopement de compétences en genre“ als Aufgaben aufgenommen worden.
Zuständig für Fortbildungsangebote für die Beschäftigten der öffentlichen Verwaltung in Luxemburg ist das Institut national d’administration publique (INAP) im Zuständigkeitsbereich des Ministère de la Fonction publique et de la Réforme administrative. Dessen Fortbildungskatalog enthält - als Teil des Themas "Organisation“ "égalité des chances entre femmes et hommes“. Für 2008 waren dort 10 Seminare ausgeschrieben, sechs für den secteur étatique und vier für den secteur communal, von denen jedoch nur drei stattgefunden haben. 
Im 2. Zwischenbericht der externen Evaluation (1/2008) zum Aktionsplan wurden die Probleme in Bezug auf die Fortbildung der Beschäftigten in den Ministerien thematisiert. Insgesamt haben im Verlauf des Aktionsplans nur wenige der geplanten Fortbildungsangebote tatsächlich stattgefunden. Viele mussten aufgrund zu geringer Nachfrage abgesagt werden. Diese Entwicklung hielt auch im Jahr 2008 an. 
Eine zusammenfassende Auswertung des INAP liegt für den Zeitraum 2005 - 2007 vor. Da die Fortbildungsveranstaltungen im Jahr 2005 zur Vorbereitung des Aktionsplans ausgeschrieben worden waren, wird hier auf diese Auswertung zurückgegriffen, ergänzt mit den bereits vorliegenden Daten aus dem Jahr 2008.
Im Zeitraum 2005 - 2008 haben insgesamt 296 Beschäftigte des öffentlichen Dienstes, 70% weiblich und 30% männlich, an 18 Fortbildungsveranstaltungen des INAP teilgenommen, in denen die Themen "Gleichstellung" und "Gender Mainstreaming" im Mittelpunkt standen
. Einige von ihnen haben allerdings mehrfach teilgenommen, z. B. Mitglieder der Kompetenzzellen oder des Comité Interminitériel
. Das bedeutet, dass vor allem die Beschäftigten, die aktiv in die Umsetzung des Aktionsplans eingebunden waren, durch die Fortbildungsangebote erreicht werden konnten. Die fehlende Nachfrage wiederum ist ein Indiz dafür, dass ein weiterer Kreis von Beschäftigten kaum angesprochen werden konnte.
Gründe für die geringe Teilnahme 

Als ein zentraler Grund dafür wird genannt, dass das Thema "Gender“ keine Priorität in der fachlichen Arbeit hat. Ein anderer Grund ist, dass in den Fortbildungsangeboten kaum ein erkennbarer Bezug zur Praxis bzw. zu den konkreten Aufgabenstellungen der Beschäftigten im öffentlichen Dienst hergestellt wird. Außerdem sind die Themen "Gleichstellung" und "Gender Mainstreaming" bisher nicht als Querschnittthemen in die reguläre Aus- und Fortbildung der Beamtinnen und Beamten integriert. Die Beschäftigten, die bisher teilgenommen haben, haben die Fortbildung zwar als Anregung und Erweiterung ihrer Genderkompetenz wahrgenommen. Das vermittelte Wissen war jedoch noch nicht für alle in die Alltagspraxis übertragbar. So fiel einigen beispielsweise die Anwendung der 4 GM- Schritte für die Darstellung der Maßnahmen des eigenen Ministeriums noch sehr schwer.
Perspektiven für die Fortbildungsplanung 

Der Regierungsrat hat auf der Grundlage der im 2. Zwischenbericht dokumentierten Ergebnisse im März 2008 beschlossen, dass Fortbildung zum Themenbereich "Gleichstellung" für alle Beschäftigten im öffentlichen Dienst obligatorisch ist. Auf der Grundlage dieses Beschlusses haben unter Federführung des Ministère de l'Égalité des chances die Ministerien de l'Intérieur, en charge des agents au service des communes und de la Fonction publique et de la Réforme administrative zusammen mit dem Institut National d’Administration Publique (INAP) das Projekt "Intégration de la dimension du genre dans les politiques nationales" entwickelt. Ziel des Projektes ist, die Themen "Gleichstellung" und "Gender Mainstreaming" methodisch und inhaltlich in die Aus- und Fortbildung der Beschäftigten im öffentlichen Dienst zu integrieren. Mit der Arbeit am Projekt, das im Programm "Progress" von der Europäischen Union mit einer Laufzeit von 12 Monaten gefördert wird, wurde am 15.11.2008 begonnen. Die Entwicklung einer gleichstellungsorientierten Aus- und Fortbildung wurde zu einem Schwerpunkt, der auch über die Laufzeit des Aktionsplanes weiter verfolgt wird. So sollen bereits in die Fortbildungsplanung für 2010 erste Ergebnisse des Projektes einfließen. Die Entwicklung in diesem Bereich ist als Beispiel für Good Practice im Anlageband zum Schlussbericht dokumentiert. Unabhängig vom Projekt "Progress" wird das Thema bereits ab 2009 in die Grundausbildung für die Verwaltungslaufbahn einbezogen.
6.
Instrumente und Methoden 

Instrumente und Werkzeuge sind systematisch angelegte Arbeitshilfen, mit denen die Integration der Gleichstellungsorientierung in die Facharbeit der Ministerien erleichtert werden kann. Sie sind zugleich wichtige Bausteine der Verwaltungsmodernisierung. Arbeitshilfen können zum Wissenstransfer in der Verwaltung beitragen. Als verbindliche Arbeitsmethode war im Aktionsplan die 4-Schritte-Methode vereinbart. Beispiele für Instrumente zur Evaluierung sind der Fragebogen zur Auswertung der Arbeit im Comité Interministériel, die Checkliste zur Ermittlung der Umsetzung von Strukturmaßnahmen mit Struktur und Prozessindikatoren oder der Fiche d'Impact (Standardabfrage zur geschlechterdifferenzierten Gesetzesfolgeabschätzung). Die Instrumente wurden jeweils von den Evaluatorinnen entworfen und im Comité Interministériel abgestimmt, bzw. im Regierungsrat beschlossen (Fiche d’évaluation d’impact des mesures législatives et réglementaires sur l’égalité des femmes et des hommes). 
Im Aktionsplan war außerdem festgelegt worden, dass alle Ministerien Indikatoren bilden zur Evaluierung der fachlichen Maßnahmen in ihrem Zuständigkeitsbereich. Geschlechtssensible quantitative und qualitative Daten bilden die Grundlage für die Bildung von Indikatoren. Die Indikatoren sind die beobachtbaren Messgrößen, mit denen die Wirkungen der Maßnahmen auf die Gleichstellung von Frauen und Männern ermittelt werden sollten.

6.1
Indikatoren

2006, im ersten Jahr der Umsetzung des Nationalen Aktionsplans, waren in den einzelnen Ministerien die Indikatoren zur Evaluierung der Wirkungen der Maßnahmen des Aktionsplans in den 12 Themenbereichen weitgehend festgelegt worden. Dabei wurden zwei unterschiedliche Typen von Indikatoren gebildet: 
· Indikatoren, mit denen der Stand der Umsetzung einer Maßnahme gemessen werden konnte (Outcome-Indikatoren). Ein Beispiel dafür ist der Indikator für die Maßnahme "Umsetzung der Richtlinie der EU zur Gleichstellung beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen und Lieferung von Gütern und Dienstleistungen (Richtlinie 2004/113/CE)" (6.5 im Themenbereich "Ökonomie"). Als Soll-Wert, der als "Zielvorgabe“ bestimmt wurde, wurde "Richtlinie ist umgesetzt" festgelegt. Damit wird der Abschluss eines komplexen Gesetzgebungsverfahrens gemessen. Zur Ermittlung der Wirkung des Gesetzes selbst für die Gleichstellung von Frauen und Männern in Luxemburg, ist als neue Maßnahme ein Verfahren zur Gesetzesfolgenabschätzung notwendig. Dafür müssten im Rahmen der 4 Schritte Methode auch neue Indikatoren festgelegt werden.
· Indikatoren, mit denen die erreichten materiellen Ergebnisse gemessen werden konnten (Output-Indikatoren). Ein Beispiel dafür sind die Indikatoren für die Maßnahme "Erhöhung der Plätze um 66% in maisons relais und in crèches um 33,3%" (6.1.8 ebenfalls im Themenbereich "Ökonomie"). Hier wurden als Indikatoren die tatsächlichen Platzzahlen (Bestand zu Beginn der Maßnahme 2006 und am Ende der Evaluation 2008) als Ist-Wert festgelegt.
Chancen und Probleme von Indikatoren 
Aufgabe der Ministerien war, die Indikatoren mit den entsprechenden Ist- und Soll-Werten so darzustellen, dass am Ende der externen Evaluation das tatsächlich erreichte Ergebnis ermittelt werden konnte. Ein systematischer Überblick über die Ist- und Soll-Werte der gesamten Indikatoren für alle Maßnahmen kann jedoch noch nicht dargestellt werden
. Das ist zum Teil damit zu begründen, dass die Umsetzung der Maßnahmen noch nicht so weit fortgeschritten ist, die Soll-Werte nicht festgelegt bzw. Ist-Werte wegen fehlender Daten noch nicht vorhanden waren. Ein Beispiel dafür ist die Maßnahme "Gleichstellung im Rentensystem" (1.5. im Themenbereich “Ökonomie“). 
Probleme bei der Festlegung von Indikatoren treten auch dann auf, wenn Maßnahmen komplex angelegt sind und einen größeren Zeitraum umfassen. Exemplarisch dafür steht die Integration von Gender in den Nationalen Aktionsplan für nachhaltige Entwicklung (11.1. im Themenbereich “Umwelt“). Außerdem war der Prozess der Wertermittlung für die Indikatoren für einzelne Maßnahmen auch deswegen langwieriger, weil verschiedene Partner und Partnerinnen daran zu beteiligen waren. Ein Beispiel dafür ist die Maßnahme "Förderung der Gleichstellung in der Kommunalpolitik" (7.2. im Themenbereich “Partizipation“). Beispielhaft werden in der tabellarischen Übersicht von Maßnahmen und Indikatoren der Ministerien de l'Égalité des chances und de la Famille et de l’Intégration die Chancen deutlich, die eine Überprüfung von Regierungshandeln mit Hilfe von Indikatoren bieten. In der Übersicht des Ministère de l’Environnement werden die Probleme der Indikatorenbildung beispielhaft erkennbar, z. B. die Komplexität der Maßnahme, die Beteiligung der Zivilgesellschaft oder die Abhängigkeit von Nichtregierungsorganisationen.
Zusammenfassung
Einen Überblick über den aktuellen Stand der Arbeit an den Indikatoren, gegliedert nach der Zuständigkeit der Ministerien, enthält der Materialband zum Schlussbericht. Deutlich wird im Überblick, dass es in einigen Ministerien, z. B. im Ministère de l'Égalité des chances, bereits gut gelungen ist, Outcome-Indikatoren zu bewerten, während die Arbeit an den Output-Indikatoren deutlich schwieriger ist. Vor diesem Hintergrund hat das STATEC vorgeschlagen, "Gender" als Forschungsschwerpunkt auf nationaler Ebene zu verankern, mit der Aufgabe, geschlechterdifferenzierte Daten systematisch zu erheben und auszuwerten. Damit könnte die Grundlage für die Analyse und die darauf gegründete Bewertung der Indikatoren geschaffen werden.
6.2
Standardabfrage zur geschlechterdifferenzierten Gesetzesfolgeabschätzung (Fiche d’évaluation d’impact des mesures législatives et réglementaires sur l’égalité des femmes et des hommes)
Die Standardabfrage zur geschlechterdifferenzierten Gesetzesfolgenabschätzung ist ein Indikator zur Evaluierung von rechtsetzenden Maßnahmen. Sie war 2006 vom Regierungsrat für alle Ministerien verbindlich eingeführt worden. Das Evaluationsblatt sollte jedem Gesetzes- und Vorschriftenentwurf, der dem Regierungsrat zugeleitet wird, ausgefüllt beigefügt werden. Es dient als Nachweis für die Prüfung der Wirkung des Gesetzes/der Verordnung auf die Gleichstellung von Frauen und Männern im Großherzogtum Luxemburg. 

Das Ministerium für Chancengleichheit hat die rechtsetzenden Maßnahmen fortlaufend aufgenommen. Die Dokumentation wurde von den externen Evaluatorinnen ausgewertet. Danach wurden im Zeitraum 11/2006 bis 7/2008 insgesamt 630 Maßnahmen registriert. Davon waren 201 Gesetzesvorlagen, 405 Rechtsverordnungen (Règlements) und 24 andere Projekte, wie z. B. die Ratifizierung internationaler Abkommen oder nationaler Pläne. 

346 Vorlagen, das sind 55%, waren ohne Standardabfrage eingereicht worden. Bei 35 Vorlagen (6%) war die Standardabfrage zwar beigefügt, aber nicht ausgefüllt worden. 
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Beteiligung der Ministerien

Die Ministerien haben in sehr unterschiedlichem Umfang Vorlagen eingebracht. Vom Gesamtbild her haben mehr Ministerien überdurchschnittlich häufig die Standardabfrage angefügt. Dennoch haben die Ministerien mit den meisten Vorlagen im Berichtzeitraum den Abfragebogen eher selten eingesetzt. Drei Ministerien haben bei einer unterschiedlich großen Zahl an Vorlagen bei mehr als 80% die Vorlagen ohne Standardabfrage eingereicht. Die Ergebnisse in Bezug auf Gesetzesvorlagen entsprechen in etwa dem Gesamtbild
. 

Einschätzung der Vorlagen 

Von den 256 rechtsetzenden Vorlagen, denen ein ausgefüllter Abfragebogen beigefügt war, waren 91% (233) als geschlechterneutral eingeschätzt worden. Nur bei 15 Vorlagen wurde eine positive Wirkung auf die Gleichstellung von Frauen und Männern vermutet. Bei einigen wurde in der Begründung die positive Wirkung auf die Geschlechterneutralität der Vorlagen zurückgeführt. Davon war eine die gesetzliche Änderung im Statut für Staatsbeamte, mit der die Teilzeitausbildung eingeführt wurde. Eine andere war die Verordnung, mit der grundsätzliche Fragen der Beschäftigung, Auswahl, Ausbildung und Karriere von Staatsbeamten und Staatsbeamtinnen geregelt wurden. Beide sind deswegen in ihrer Wirkung auf Gleichstellung positiv bewertet worden, weil sie für alle Beamten und Beamtinnen gelten, unabhängig von ihrem Geschlecht. Eine andere Vorlage, deren Wirkung ebenfalls positiv für die Gleichstellung von Frauen und Männern bewertet wurde, war das Gesetz, mit dem der Gleichstellungsaspekt im Auftrag der Schule verankert wurde (Les Missions de l'Ecole, Art.3, 12a/2007).

Evaluation der Kommentierungen

Abschließend wurden 44 Gesetzesvorlagen ausgewertet, bei denen in einem Kommentar die Neutralität in Bezug auf die Gleichstellung von Frauen und Männern begründet wurde. Aufgrund der sehr knappen Dokumentation der Vorlagen waren allerdings weitere vertiefende Analysen nicht möglich. Auf der Grundlage der Daten kann aber geschlossen werden, dass insbesondere die Ministerien, deren Aufgaben eher im technischen Bereich angesiedelt sind, wie beispielsweise das Ministère des Travaux publics oder das Ministère des Transports, größere Probleme haben, fachlich den Bezug ihrer Vorlagen zur Gleichstellung von Frauen und Männern herzustellen, als Ministerien, deren Aufgaben eher im sozialen Bereich oder in der Erziehung liegen. Die zur Unterstützung dieser Arbeit im Berichtzeitraum vorbereitete Fortbildung "Wie kommt Gender in die Gesetzgebung“ hat mit jeweils einer Tagesveranstaltung im Oktober, November und Dezember 2008 stattgefunden. Etwa 20 Beschäftigte haben an der Fortbildung teilgenommen. Das Angebot wird 2009 wiederholt.

Von daher könnte im kommenden Jahr überprüft werden, inwieweit die Einschätzung der Wirkung der Gesetze auf die Gleichstellung von Frauen und Männer differenzierter eingeschätzt werden. Zugleich könnte damit auch der Erfolg der Fortbildung gemessen werden.
Zusammenfassung

Als Ergebnis der Evaluation kann festgehalten werden, dass die Anwendung der Standardabfrage zur geschlechterdifferenzierten Gesetzesfolgenabschätzung in einigen Ministerien bereits zur selbstverständlichen Routine gehört, obwohl bis zum Zeitpunkt der Auswertung noch keine Fortbildungen dazu stattgefunden hatten. Die mehrheitliche Einschätzung aller rechtsetzenden Vorlagen als neutral für die Gleichstellung von Frauen und Männer ist jedoch ein Indiz dafür, dass die Beschäftigten bei der Anwendung des Instrumentes durch Qualifizierungsangebote noch einer Unterstützung bedürfen. Die vom Ministerium für Chancengleichheit bereits 2006 übermittelten Instrumente zur Unterstützung einer gleichstellungsorientierten Gesetzesfolgenabschätzung aus dem internationalen Raum (Deutschland und Österreich) konnten von den Ministerien noch kaum als Anregung für die eigene Praxis genutzt werden.

7.
Koordinierungs- und Entscheidungsstrukturen

Als Organisationseinheiten für die Koordinierung und Steuerung der Umsetzung des Aktionsplans waren zuständig:

· das Ministère de l'Égalité des chances. Hier liegen die Geschäftsführung des Comité Interministériel und die ressortübergreifenden Aktivitäten bis hin zur Erarbeitung und Abstimmung von interministeriellen Vorlagen für den Regierungsrat.
· das Comité Interministériel als ressortübergreifende Arbeitsgruppe. Die Zusammenarbeit beruht auf dem Leitprinzip der Implementierung von Gender Mainstreaming in die Fachpolitiken als selbst organisiertes Verfahren: Jedes Ressort ist innerhalb seines Bereiches für die Umsetzung der vereinbarten Arbeitsschritte selbst verantwortlich. Im Comité werden die Ergebnisse aus den Ministerien gebündelt und gemeinsam die nächsten Arbeitsschritte und Strategien entwickelt.
· die Genderkompetenzzelle in jedem Ministerium. Sie sind ressortintern zuständig für die Umsetzung der Gleichstellungspolitik auf der fachlichen Ebene des jeweiligen Ministeriums.
7.1
Ministère de l'Égalité des chances
Das Ministère de l'Égalité des chances (MEGA) ist zuständig für die nationale und internationale Politik der Gleichstellung von Frauen und Männern und für den Abbau der Diskriminierung aufgrund des Geschlechtes. Zu seiner Zuständigkeit gehört daher auch die Federführung für den Aktionsplan, einschließlich der Beobachtung und Koordinierung seiner Umsetzung. Das Ministerium hat diese Aufgaben trotz begrenztem Personalschlüssel wahrgenommen. Dazu haben verschiedene Faktoren beigetragen:
· ein klarer und eindeutiger Auftrag der Regierung mit genügend Kompetenz, um auch eine Vielzahl von Themenbereichen anzusprechen,
· die politische Legitimität, Verwaltungskompetenz und Autorität und eine gesicherte Position innerhalb der Regierung; die Ministerin gehört dem Regierungsrat an und ist an den Entscheidungsprozessen dort beteiligt,
· eigene Ressourcen wie finanzielle Mittel, Personal, Fortbildung und Wissen,
· eigene Maßnahmen innerhalb des Aktionsplans mit Vorbildfunktion in der Gleichstellungspolitik,

· die kontinuierliche Zusammenarbeit mit anderen Ministerien, Kommunen, Unternehmen und Nicht-Regierungsorganisationen.

Das Ministerium vertritt außerdem international die Gleichstellungspolitik der Regierung des Großherzogtums Luxemburg. Dabei wurde auch der Luxemburger Aktionsplan in die internationale Diskussion eingeführt und Erfahrungen aus dem internationalen Raum für den Aktionsplan nutzbar gemacht (EU, UNO Conseil de l'Europe).
Die Leitungskräfte im Ministerium haben darüber hinaus die Ergebnisse der externen Evaluation jeweils aufgegriffen und zur Steuerung des Prozesses der Umsetzung des Aktionsplans genutzt.

Das Ministère de l'Égalité des chances hat im Prozess der Implementierung der Themen "Gleichstellung" und "Gender Mainstreaming" zentrale Aufgaben wahrgenommen und die Ergebnisse auch international kommuniziert, u. a. im Rahmen der Berichterstattung an das Comittee on the Elimination of Discrimination against women (CEDAW-Komitee). Der Prozess ist jedoch noch nicht abgeschlossen. Daher wird das Ministerium auch nach der formalen Beendigung des Aktionsplans seine Arbeit fortsetzen und den Prozess weiter vorantreiben müssen.
7.2
Comité Interministériel

Das Comité Interministériel de l'égalité des femmes et des hommes ist das zentrale Arbeits- und Koordinierungsgremium für die Umsetzung des Aktionsplans und für die Integration der Strategie des Gender Mainstreaming in die politischen und administrativen Maßnahmen der Regierung. 
Zur Dokumentation der anfänglichen Arbeitssituation des Comité wurde zu Beginn der Evaluation (Juni 2006) eine Befragung der Mitglieder durchgeführt. Ziel der Befragung war, den Handlungsauftrag der einzelnen Teilnehmenden, ihre Bewertung der Aufgabenstellung und Rahmenbedingungen, ihre Zufriedenheit mit der Zusammenarbeit und ihre persönlichen Erfahrungen sowie die Art und Intensität der Kommunikation der Arbeit im Comité innerhalb des eigenen Ministeriums bzw. Behörde zu ermitteln. 

Auch in den beiden Folgejahren wurden die Mitglieder befragt
. Der Fragebogen wurde gegenüber dem Vorjahr um den Themenkomplex "Einschätzung zum Grad der Aufgabenerfüllung“ erweitert. Die Fragen hierzu wurden abgeleitet aus der im Comité abgestimmten Arbeitsvereinbarung aus dem Jahr 2006
. 

Insgesamt kann mit den Ergebnissen der Befragungen ein positives Bild zur Zusammenarbeit im Comité Interministériel gezeichnet werden. Bemerkenswert war die recht hohe Zufriedenheit mit den bisher erledigten Aufgaben. Konkret wurden die Diskussionen zur Gesetzgebung, die Berichte der Mitglieder und die fachlichen Informationen als Gründe für die mehrheitlich positive Einschätzung der Aufgabenwahrnehmung des Comité genannt.

Negativ erlebt wurde jedoch der zunehmende Zeitdruck, der mit der Teilnahme am Comité verbunden war. Diese Belastung rückte im Verlauf immer mehr in den Vordergrund. 
Probleme zeigten sich in der internen Abstimmung bzw. Aufgabenstellung und bei der Rollenklärung der einzelnen Mitglieder des Comité mit ihrem jeweiligen Ministerium bzw. ihrer Behörde. Mehr als die Hälfte der Mitglieder hatten bis zum Abschluss keinen klaren Auftrag für die Mitarbeit im Comité erhalten. Auch hier standen fehlendes Engagement  von Führungskräften und unzureichende Ressourcen im Mittelpunkt der Kritik.
Den notwendigen Rückfluss der gewonnenen Ergebnisse aus dem Comité in die einzelnen Ministerien zur Erfüllung des im Aktionsplan beschriebenen Auftrags – “das Comité Interministériel ist Plattform für das Zusammenspiel zwischen den einzelnen Ministerien“ - konnte verbessert werden. 

Eine kursorische Auswertung der Sitzungsprotokolle zeigt, dass Mitglieder des Comité aus fünf Ministerien regelmäßig an den Sitzungen teilgenommen haben. Die Mitglieder aus neun Ministerien kamen unregelmäßig, einige eher selten, zu den Sitzungen des Comité. Aus drei Ministerien hat niemand an den Sitzungen teilgenommen. 

Das Comité Interministériel wird seine Arbeit nach der formalen Beendigung des Aktionsplans fortsetzen, da die Arbeit im réglement grand-ducal modifié du 31. mars 1996, article 4 über den Plan hinaus allgemein geregelt ist. Nach den Ergebnissen der Evaluation wird es für die zukünftige Arbeit darauf ankommen, dass die Mitglieder ihren Arbeitsauftrag im eigenen Ministerium jeweils klären und Ergebnisse der Arbeit des Comité fortlaufend  kommuniziert werden. Darüber hinaus sollte geprüft werden, inwieweit die Bindungskraft von Entscheidungen im Comité verstärkt werden kann. Die zentrale Aufgabe des Comités wird weiterhin sein, dafür Sorge zu tragen, dass die Ziele der Gleichstellungspolitik in Luxemburg in allen Politikfeldern aufgegriffen und umgesetzt werden.
7.3
Cellule de compétences en genre 
In fast allen Ministerien wurde eine Genderkompetenzzelle (cellule de compétences en genre) gebildet. Sie ist nach dem Réglement grand-ducal vom 10.11.2005 zuständig für: 
· die Bestandsaufnahmen der bereits eingeleiteten Maßnahmen im Ministerium,
· die Bewertung der jeweiligen ressortspezifischen Maßnahmen in Bezug auf ihre die Gleichstellung fördernden oder behindernden Wirkungen, durch die Auswertung und Interpretation der nach Geschlecht erhobenen Daten sowie
· für die Entwicklung und Formulierung eines mehrjährigen Arbeitsplans (Nationaler Aktionsplan, S 11).
Die Zusammensetzung der Genderkompetenzzelle, die Berufung ihrer Mitglieder und ihre Aufgaben sind im Réglement grand-ducal festgelegt. Danach entscheiden die Minister/innen über die Größe der Genderkompetenzzelle und berufen ihre Mitglieder, die kompetent sein sollen. Für ihre Arbeit sind bestimmte Rahmenbedingungen zu schaffen, z. B. Fortbildungsangebote, die Möglichkeit, sich von Genderexperten/innen unterstützen zu lassen oder der unmittelbare Zugang zur Leitung des Ministeriums. Zu ihren Aufgaben gehören u. a.:
· Planung und Koordinierung der Einführung von Gender Mainstreaming innerhalb des Ministeriums,
· Ausarbeitung eines mehrjährigen Arbeitsplans für die Gleichstellung von Frauen und Männern, 
· Beratung bei Gesetzesvorhaben über zu erwartende Auswirkungen auf die Gleichstellung, 
· Mitwirkung an der Erarbeitung eines Fortbildungsplanes einschließlich Zeitplan,
· regelmäßige Berichterstattung zum Stand der Einführung von Gender Mainstreaming innerhalb des Ministeriums,
· regelmäßige Auswertung der Arbeit der Genderkompetenzzelle und ihre Dokumentation.
Die Arbeit der Genderkompetenzzelle
Am Ende der externen Evaluation der Umsetzung des Aktionsplans wurden mit einem schriftlichen Fragebogen die Rahmenbedingungen, die Aufgabenwahrnehmung, die Einschätzung der erzielten Ergebnisse sowie die Perspektiven der Genderkompetenzzelle erhoben
. Von den 19 Ministerien, einschließlich der Sportabteilung des Erziehungsministeriums haben neun aus verschiedenen Gründen nicht an der Befragung teilgenommen. Ergänzend wurde daher in einer Sitzung des Comité Interministériel im Oktober 2008 die Arbeit der Genderkompetenzzellen evaluiert. 
Mit den Ergebnissen des Fragebogens und der Auswertung im C. I. lässt sich ein sehr heterogenes Bild von der Arbeit der Kompetenzzellen zeichnen. Das liegt u. a. an:
· dem Zeitraum ihrer Arbeit und der Erfahrungen mit dem Gremium,
· der unterschiedlichen Größe der Genderkompetenzzellen, in vielen Ministerien besteht diese nur aus den beiden Mitgliedern, die auch im C.I. vertreten sind
· der Teilnahme von Entscheidungsträgern und Führungskräften, die nur selten vertreten sind,
· der Häufigkeit der Sitzungen, die von monatlich bis einmal im Jahr reichen.
Als Hindernisse wurde die fehlende Verankerung der Kompetenzzelle im Ministerium gesehen, das als Desinteresse der Entscheidungsträger und der Führungskräfte sowie der Kollegen/innen wahrgenommen wurde. Außerdem fehlte vielen eine ausreichende Fortbildung bzw. eine Fortbildung, die stärker an der Praxis orientiert ist. Ebenso wurde der Mangel an den für die Arbeit notwendigen Ressourcen als ein Hindernis festgehalten. Entscheidend für eine erfolgreiche Arbeit war hingegen, inwieweit in der Konstituierungsphase die Aufgaben geklärt, ein Zeitplan entwickelt werden konnten und die Ergebnisse protokolliert wurden.
Festgehalten wurde in der Auswertungssitzung des C. I. ausdrücklich, dass das Réglement grand-ducal die Leitlinie für die Arbeit der Genderkompetenzzelle ist, die sie eigenständig gestalten kann. Die Organisationsstruktur der Genderkompetenzzelle (ein eigenständiges Gremium oder ein bereits bestehendes Gremium, dem die Aufgaben übertragen wird) sollte an Aufgabenstellung und Organisationsstrukturen in den Ministerien orientiert sein. Die Einbindung von Führungskräften führt zur Stärkung der Handlungsfähigkeit der Genderkompetenzzelle. Die Mitglieder sollten jedoch nicht nur auf positive Signale der Führungskräfte warten, sondern selbst initiativ werden. Eine Balance zwischen Bestand und Erneuerung wurde als fördernd eingeschätzt; neue Mitglieder bereichern die Arbeit; ausscheidende nehmen die Gleichstellungsperspektive in ihren Arbeitsbereich mit. 
Die Genderkompetenzzellen werden ihre Arbeit auch nach Beendigung des Aktionsplans fortsetzen. Durch eine kontinuierliche und systematische Wahrnehmung der Aufgaben, die im Réglement grand-ducal festgelegt sind, könnte die Arbeit der Genderkompetenzzelle effektiver und erfolgreicher werden. Die Mitglieder der Genderkompetenzzellen heben hervor, dass die Einbindung der Entscheidungsträger und der Führungskräfte eine unabdingbare Voraussetzung für eine effektive Arbeit der Genderkompetenzzellen in den Ministerien ist.
8.
Beispiele "Guter Praxis" (Best Practice) bei der Umsetzung von Maßnahmen 
des Nationalen Aktionsplans 

In der Verwaltungswissenschaft gelten als "Best Practice" "vorbildliche und nachahmenswerte Verfahrensweisen, die zu Spitzenleistungen führen"
. In der Praxis wird jedoch weniger von einem "Best Practice Ansatz“ als vielmehr von einem "Good Practice Ansatz“ ausgegangen, weil das eher dem Prozesscharakters dieses Ansatzes entspricht. In der Vorbereitung des Aktionsplans wurde die 4-Schritte-Methode als "Best Practice" für eine innovative Methode eingeführt. Mit dieser Methode sollte die Umsetzung der Maßnahmen optimiert werden. Als Beispiele für "Gute Praxis", die im Anlagenband zum Schlussbericht dokumentiert sind, haben die Ministerien daher nur die Maßnahmen ausgewählt, die nach der 4-Schritte-Methode (Analyse, Planen, Umsetzen, Evaluieren) umgesetzt wurden. Sechs Ministerien haben insgesamt neun Beispiele nach der 4-Schritte-Methode schriftlich aufbereitet und dokumentiert:
Das Ministère de l’égalité des chances hat vier Beispiele beschrieben 

Für den Themenbereich “Ökonomie“ - Nationaler Plan für Innovation und Vollbeschäftigung:
· Weiterführung des Programms der Positiven Aktionen in den Unternehmen der Privatwirtschaft und Evaluation der Wirkungen des Programms.
Ein weiteres Beispiel wurde gemeinsam mit dem Ministère de l’Intèrieur, dem Ministère de la Culture, Enseignement supérieur et de la Recherce und dem Syndicat des Villes et Communes du Luxembourg (Syvicol) für den Bereich der Entscheidungsfindung erarbeitet: 

· Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern durch die Gemeindepolitik.
Für den Themenbereich “Gewalt“: 
· Wissenschaftliche Wirkungsanalyse des Gewaltschutzgesetzes. Schwerpunkt: Entwicklung von Konzepten zur Betreuung von Tätern von häuslicher Gewalt.
· Entwicklung von Instrumenten zur Betreuung von Kindern als Opfer oder Zeugen von häuslicher Gewalt.
Das Ministère de l’environnement  dokumentierte in Zusammenarbeit mit den zuständigen Ministerien ein Beispiel für den Themenbereich “Umwelt“:
· Intégration explicite de la dimension du genre dans le plan national de développement durable (PNDD) et respect de l’analyse et de la mise en oeuvre des mesures sous l’aspect du genre.
Das Ministère de la Famille et de l’Intégration hat ein Beispiel für den Themenbereich “Armutsgefährdung/ Maßnahmen gegen soziale Ausgrenzung“ gewählt: 

· Überdenken des Kinderbetreuungskonzepts außerhalb der Zeiten in welchen Schulpflicht besteht (= Révision du concept de prise en charge d’enfants scolarisés en dehors des heures de classes).
Vom Ministère de la Fonction publique et de la Réforme administrative liegt die Dokumentation einer Maßnahme aus dem Themenbereich “Mechanismen zur Förderung der Gleichstellung“ vor:
· Développer les compétences en genre auprès du personnel de la Fonction publique par la formation - intégration de la dimension du genre dans les politiques nationales par la formation.
Das Ministère de l'Intérieur et de l'Aménagement du territoire hat in Zusammenarbeit mit der Université du Luxembourg, den Ministerien de l’Économie, de l’Égalité des chances, du Logement, der Ville de Luxembourg, Ville d’Esch-sur-Alzette und Nordstadtgemeinden ein Beispiel aus dem Themenbereich “Mechanismen zur Förderung der Gleichstellung“ aufgegriffen, die über den Aktionsplan hinausgeht:
· Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern durch die Einrichtung einer nationalen Koordinationsstelle für Städtepolitik -CIPU (Cellule d’Information nationale pour la politique urbaine).
Im Ministère de la Sécurité sociale wurde ein Beispiel aus dem Themenbereich “Armut“ gewählt. 
· Gleichstellung im Rentensystem.
Die dokumentierten Beispiele sind auch deswegen anschaulich, weil mit ihnen die 4-Schritte-Methode praxisnah nachvollziehbar wird. Sie erscheinen gut geeignet, im Comité Interministériel vorgestellt zu werden. Außerdem könnten sie in der fachlichen Fortbildung der Beschäftigten eingesetzt werden, u. a. auch, indem die Akteure/Akteurinnen, die an den Maßnahmen mitgearbeitet haben, als Experten/Expertinnen eingeladen werden.

9.
Zusammenfassung und Perspektiven

Abschließend wird auf der Grundlage der Ergebnisse der externen Evaluation die Bedeutung des Aktionsplans für die Gleichstellungspolitik im Großherzogtum Luxemburg untersucht. Damit kann zugleich der Handlungsbedarf für die zukünftige Gleichstellungspolitik ermittelt werden. Als Analysekriterien wurden gewählt:
· die strukturelle Verankerung von Gleichstellung in Recht und Organisationsstrukturen, 
· die Einbindung von Gender Mainstream Akteurinnen und Akteuren,
· die inhaltliche Integration der Gleichstellungsperspektive in die Facharbeit, 
· die ressortübergreifende Koordination, 
· die Wahrnehmung von Gleichstellung als Führungsaufgabe
.
Strukturelle Verankerung von Gleichstellung im Recht und in Organisationsstrukturen

Der Aktionsplan war der Beginn der Systematisierung der Gleichstellungspolitiken in Luxemburg. Die Umsetzung der Gleichstellung von Frauen und Männer wurde in der Umsetzung von internationalen Vereinbarungen eine Aufgabe für alle staatlichen Organe. Die Zuständigkeit dafür war nicht mehr nur auf ein Ministerium begrenzt. Der Aktionsplan war inhaltlich und methodisch ambitioniert angelegt, insbesondere die Evaluation auf der Basis von gemeinsam vereinbarten Indikatoren.
Vor diesem Hintergrund wurde die Gleichstellung als aktiver Auftrag an den Staat zu Beginn der Arbeit am Aktionsplan in der Verfassung verankert (2006). Mit dem Réglement grand-ducal wurden die rechtlichen Rahmenbedingungen für interministerielle und ministerielle Gleichstellungsgremien geschaffen. Der Aktionsplan selbst war vom Regierungsrat verabschiedet worden und damit eine verbindliche Plattform für alle Ministerien. Dazu waren im Aktionsplan auch Maßnahmen zur strukturellen Verankerung der Gleichstellungspolitik mit der Strategie des Gender Mainstreaming in den Ministerien enthalten.
Im Verlauf der Umsetzung des Aktionsplans hat der Regierungsrat weiter die Einführung der geschlechtsspezifischen Gesetzesfolgenabschätzung (Fiche d'Impact) (2006) und die Pflicht zur Fortbildung auch für Führungskräfte (2008) beschlossen. 

Damit sind günstige strukturelle Voraussetzungen für die Umsetzung des Aktionsplans geschaffen worden. In Bezug auf die Nutzung dieser Rahmenbedingungen wird jedoch noch ein großer Handlungsbedarf gesehen. Die Regierung hat mit ihren Beschlüssen auf Anregung des Comité Interministériel zugleich auch Empfehlungen des CEDAW-Komitees (2007) aufgegriffen. Dieser Ansatz sollte weiter verfolgt werden. Denn nach den Ergebnissen der externen Evaluation ist z. B. mit der Entwicklung von Genderkompetenz und Genderwissen durch Fortbildung und geschlechtsdifferenzierte qualitative und quantitative Daten als Standard erst begonnen worden. Die Gesetzesfolgeabschätzung wurde zwar eingeführt, ist jedoch fachlich noch nicht ausreichend verankert. 
Einbindung von Gender Mainstream Akteuren/innen 
Die in der Gleichstellungspolitik führenden Akteure/innen in Luxemburg gehören zum einem dem Ministère de l'Égalité des chances (früher Ministère de la promotion feminine) an. Zum anderen wurden weitere Akteure/innen aus anderen Ministerien, Gemeinden, Unternehmen und Nicht-Regierungsorganisationen über ihre Mitarbeit in dem “Ausschuss der positiven Aktionen in der Privatwirtschaft“, dem “Ausschuss für die Arbeit der Frauen“ und dem “Koordinationsausschuss zur Gewaltbekämpfung“
 in die Umsetzung des Aktionsplans eingebunden. 
Das Ministère de l'Égalité des chances hat den Aktionsplan federführend bearbeitet. Es wurde mit der Koordination seiner Umsetzung beauftragt und hat geschäftsführend die Sitzung des Comité Interministériel geleitet. Die Fach- und Führungskräfte im Ministerium verfügen aufgrund ihrer Erfahrungen in der nationalen und internationalen Gleichstellungspolitik über die fachliche und methodische Kompetenz für diese Aufgaben. Unterstützt wurden sie durch ein externes Unternehmen, dessen Mitarbeiterinnen erfahren in der Evaluierung von Gleichstellungspolitiken sind. Insoweit waren auch hier positive Bedingungen geschaffen worden. Das Ministerium hat darüber hinaus mit einer Fülle von Maßnahmen zum Aktionsplan beigetragen und ist auch damit seiner besonderen fachlichen Kompetenz gerecht geworden. 
Nachteilig ist zu sehen, dass nur relativ wenige der Führungskräfte in den Ministerien den Aktionsplan unterstützt haben. Das CEDAW Komitee hat in §14 seiner Empfehlungen nachdrücklich auf die Notwendigkeit hingewiesen, dass sich auch die Führungskräfte in den Ministerien aktiv an der Umsetzung des Aktionsplans beteiligen sollten. In diesem Bereich besteht daher weiter Handlungsbedarf.
Nachteilig ist weiter, dass die Mainstream Akteur/innen aus der Zivilgesellschaft nicht systematisch für den Aktionsplan gewonnen werden konnten. Hier wird ebenfalls Handlungsbedarf gesehen, weil die Verwaltung für eine erfolgreiche Gleichstellungspolitik auch auf die produktive und kritische Auseinandersetzung mit anderen gesellschaftlichen Gruppen angewiesen ist. Die Wirkungen der Gleichstellungspolitik müssen auch in der Gesellschaft ankommen. Damit wird angeknüpft an die Empfehlung des CEDAW Komitees in §12. Darin wird u. a. ebenfalls eine bessere Verbreitung der gleichstellungspolitischen Aktivitäten und der Antidiskriminierungspolitik in der Zivilgesellschaft angemahnt. 
Inhaltliche Integration der Gleichstellungsperspektive in die Facharbeit
Die inhaltliche Integration der Gleichstellungsperspektive in die Facharbeit ist dagegen nur partiell gelungen. Die Ministerien des Finances, de l’Intérieur, de l’Agriculture, de la Viticulture et du Développement rural, des Travaux publics und des Transports sowie das Departement des Sports haben keine eigenen fachspezifischen Maßnahmen für den Aktionsplan formuliert, das Ministère des Classes moyennes hat mit der Umsetzung der Maßnahmen auch am Ende des dritten Jahres noch nicht begonnen. In den anderen Ministerien wurden die fachspezifischen Maßnahmen zwar bearbeitet, doch die Schwierigkeiten, die Indikatoren zu bewerten, weisen auf Defizite hin. Ein weiteres Indiz dafür ist die mehrheitliche fachliche Einschätzung aller rechtsetzenden Vorlagen als neutral für die Gleichstellung von Frauen und Männern. Nicht zuletzt wurde in allen Befragungen der Akteure/innen auf das fehlende Fachwissen hingewiesen. Außerdem wurde eine an der Praxis in den Ministerien orientierte Fortbildung gewünscht. Die angebotene Fortbildung wurde dagegen nicht in dem gewünschten Maße nachgefragt. Dieses Defizit konnte in der Laufzeit des Aktionsplans nicht zufrieden stellend ausgeglichen werden. Umso bedeutsamer ist das Kooperationsprojekt des MEGA und INAP "Intégration de la dimension du genre dans les politiques nationales", in dem praxisorientierte Aus- und Fortbildungsangebote für die Facharbeit entwickelt werden sollen.
Für die Integration der Gleichstellungsperspektive in die Aus- und Fortbildung besteht daher auch nach dem Ende der Laufzeit des Aktionsplans ein großer Handlungsbedarf.

Ressortübergreifende Koordination
Die ressortübergreifende Zusammenarbeit war durch das Ministère de l'Égalité des chances und das Comité Interministériel formal gewährleistet. Das Ministerium ist seiner geschäftsführenden Funktion umfassend nachgekommen. Die Mitglieder des Comité wurden regelmäßig zu einer Sitzung eingeladen. Die Sitzungen wurden dokumentiert. Mit der ständigen Anwesenheit der externen Begleitung war auch der kontinuierliche Rückbezug der Ergebnisse der Evaluation in das Comité sicher gestellt. Für die Sitzungen wurden jeweils inhaltliche Schwerpunkte gewählt, in denen der Fortgang der Arbeit am Aktionsplan an Beispielen verdeutlicht werden konnte. In mehreren Sitzungen wurden auch Gesetzentwürfe diskutiert. In den Sitzungen wurden außerdem Vorlagen, z. B. für den Regierungsrat, diskutiert und abgestimmt.
Die Mehrheit der Mitglieder des Comité aus den Ministerien hat jedoch eher unregelmäßig an den Sitzungen teilgenommen. Zufrieden mit der Arbeit des Comité waren vermutlich daher auch nur die Teilnehmenden, die häufiger kamen und die Entwicklung der Diskussion verfolgen konnten. Aber auch sie haben sich eher kritisch geäußert zu den Rahmenbedingungen ihrer Mitarbeit im Comité, z. B. die fehlende Einbindung der Ergebnisse in das jeweilige Ministerium und die häufig unzureichende Unterstützung durch Vorgesetzte. Immer wieder wurde auch auf die unzureichenden zeitlichen Ressourcen für eine regelmäßige Teilnahme hingewiesen. Darüber hinaus wurde als notwenig erachtet, dass vor allem Vertreter/innen aus den Ministerien kontinuierlich im Comité mitarbeiten, in deren Zuständigkeit die Gestaltung der sozialen Lebensverhältnisse in Familie, Arbeitswelt, Gesundheit und Bildung liegen.
Als entscheidendes Defizit ist die fehlende Einbindung von Führungskräften in das Gremium einzuschätzen. Das Comité verfügte in der Besetzung kaum über Entscheidungskompetenz. Die Rückkoppelung in die Ministerien war nicht überall gewährleistet.

Nach diesem Ergebnis ist für diesen Bereich ebenfalls ein großer Handlungsbedarf auszumachen. Hier sind die Führungskräfte in den Ministerien gefordert, die im Reglément grand-ducal festgelegten Funktionen und Aufgaben für das Comité sachgerecht auszugestalten und den Anforderungen auch personell zu entsprechen.
Wahrnehmung von Gleichstellung als Führungsaufgabe 

Nach den Ergebnissen der Auswertung wurde Gleichstellung nur in wenigen Ministerien von Führungskräften als Führungsaufgabe angenommen. Das beruht auf der individuellen Entscheidung der jeweiligen Führungskraft und ist getragen von ihrem persönlichen Engagement. Im Aufgabenkatalog aller Führungskräfte ist die Aufgabe bisher nicht systematisch integriert. Auch fehlt die Verbindlichkeit, mit der die Verantwortung, wie in anderen Bereichen auch, übernommen wird. In fast allen Instrumenten und Evaluierungsgesprächen, die im Rahmen der Evaluierung eingesetzt wurden, wurde das Thema eher kritisch aufgegriffen und darauf verwiesen, dass Führungskräfte Fortbildung noch kaum in Anspruch genommen haben. Hier wird nach den Ergebnissen der externen Evaluation ein großer Handlungsbedarf gesehen, um die Gleichstellung von Frauen und Männern in Luxemburg voranzubringen.

Trotz der relativ günstigen Rahmenbedingungen konnten die im Aktionsplan gesetzten Ziele nicht vollständig umgesetzt werden. Insbesondere konnte das Ziel, Gleichstellungspolitiken auch strukturell zu verankern, noch kaum erreicht werden. Der Aktionsplan sollte daher für die nächste Legislaturperiode fortgeschrieben werden. Dabei sollten die Schwerpunkte in den Bereichen gesetzt werden, für die nach den Ergebnissen der externen Evaluation ein großer Handlungsbedarf gesehen wird. 
Dies gilt insbesondere für die formale Einbindung der Entscheidungsträger und Führungskräfte in den Ministerien und die Stärkung des Comité Interministériel und der Kompetenzzellen. Unabdingbare Voraussetzung für die Umsetzung der Gleichstellungspolitik sind eine obligatorische Aus- und Weiterbildung für alle im öffentlichen Dienst Beschäftigten. Ebenso müssen geschlechterdifferenzierte quantitative und qualitative Daten zur Verfügung gestellt werden als Grundlage für Indikatoren und die Gesetzesfolgenabschätzung. Darüber hinaus bleibt die Institutionalisierung der Gleichstellungspolitik in einem eigenständigen Ministerium als Koordinierungsstelle aller Aktivitäten und Maßnahmen und als Vertretung der Gleichstellungspolitik in internationalen Gremien auch weiterhin von großer Bedeutung. 

In fast allen Abschlussgesprächen in den Ministerien und auch in den Gesprächen mit den Experten und Expertinnen wurde die Fortschreibung des Aktionsplans als notwendig erachtet, insbesondere um weiterhin für die Gleichstellung von Frauen und Männern zu sensibilisieren und neue Impulse zu setzen. Das Thema "Gleichstellung" "muss in alle Politikbereiche auf nationaler und kommunaler Ebene einfließen und verdeutlicht werden, dass damit die Lebensqualität aller Menschen verbessert wird“
. In der Fortschreibung sollten nachgeordnete Behörden und Kooperationspartner/innen stärker einbezogen werden. Außerdem sollten Nicht-Regierungsorganisationen weitgehender eingebunden und an der Umsetzung beteiligt werden. Von großer Bedeutung ist darüber hinaus die kontinuierliche Kommunikation mit der Zivilgesellschaft durch eine gleichstellungsorientierte Öffentlichkeitsarbeit in allen fachpolitisch relevanten Themenbereichen.























































� Beschlossen im Jahr 2000


� Grafik entnommen aus einer Powerpointpräsentation von Frau Maddy Mulheims anlässlich eines Gastvortrags an der Humbold Universität Berlin.


� Das sind zwei Drittel der Maßnahmen, mit deren Umsetzung nicht begonnen wurde.


� vgl. Kuhl, Mara: Umsetzungsbedingungen für eine europäische Gleichstellungsstrategie im postkommunistischen Kontext: Gender Mainstreaming in Estland. Potsdam 2007.


� Die Checkliste für 2008 war um wenige Items gekürzt worden, die aktuelle Liste und die Ergebnisse befinden sich im Materialband, Kapitel 6.2. und 6.3.


� Zur Auswertung der Arbeit der Genderkompetenzzellen vgl. Kapitel 7.


� GEM-Toolbox, L&R Sozialforschung Wien, Österreich.


� Siehe Auswertung der Strukturindikatoren, Kapitel 6.3., S. 89.


� vgl. Baer, Susanne (2005): Gender Mainstreaming - ein wichtiger und effizienter Beitrag zur Verwaltungsmodernisierung. Link


http://baer.rewi.hu-berlin.de/w/files/lsbpdf/baer_gm_beitrag_zur_verwaltungsmodernisierung.pdf 


� vgl. vgl. Baer, Susanne (2005): Gender Mainstreaming - ein wichtiger und effizienter Beitrag zur Verwaltungsmodernisierung. Link


http://baer.rewi.hu-berlin.de/w/files/lsbpdf/baer_gm_beitrag_zur_verwaltungsmodernisierung.pdf


� Eine Auflistung aller stattgefundenen Fortbildungsveranstaltungen befindet sich im Materialband in Kapitel 5.1.


� vgl. Ergebnisse der Auswertung der regelmäßigen Befragungen der Mitglieder des C.I.. und der einmaligen Befragung der Mitglieder von Kompetenzzellen.


�vgl. Materialband zum Abschlussbericht, Kapitel 3.


� vgl. Materialband Kapitel 4.


� vgl. Commonwealth Secretariat: Gender Management System Handbook, Kent 1999


� Die Ergebnisse der Abschlussbefragung sind im Materialband in Kapitel 7.2. dokumentiert.


� Siehe Materialband, Kapitel 7.1.


� Sowohl der Fragebogen als auch die differenzierte Auswertung sind im Materialband in Kapitel 8 dokumentiert.


� Krems, Burkhardt (2008) Online http://www.olev.de/b.htm#best_practice





� vgl. vgl. Kuhl, Mara: Umsetzungsbedingungen für eine europäische Gleichstellungsstrategie im postkommunistischen Kontext: Gender Mainstreaming in Estland. Potsdam 2007: S. 211.


� Siehe Grafik Seite 4.


� Aussage im Rahmen der geführten Experten/innengespräche.
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